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Um das Ergebnis dieser Analyse schon jetzt vorwegzuneh­
men: Wir haben auch heute noch - wenn auch nicht mehr 
durchwegs intakte - Chancen. Deshalb können wir uns der 
weiteren Frage nicht entziehen - sie ist Gegenstand des drit­
ten Teils -, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, da­
mit die Schweiz weiterhin so bleibt oder wieder so wird, wie 
die «Schweizerzeit- (und ich) sie sehen möchten.

Wer nach Chancen fragt, gleich welcher Art, muss wissen, 
wozu er Chancen haben wilL In seinen Zielen kann er sich 
nach objektiv messbaren Kriterien richten oder (und) von indi­
viduellen Wertvorstellungen leiten lassen. Klajfen die beiden 
auseinander, so gerät er in einen Zielkonflikt. Stimmen sie 
überein, so wird die Motivation, Chancen wahrzunehmen, um 
so grösser. Ich gehe deshalb in einem ersten Teil von meinen 
individuellen Wert- bzw. Zielvorstellungen aus, schwerge­
wichtig vom staats- und wirtschaftspolitischen Leitbild, wel­
ches mein Denken und Handeln prägt. In einem zweiten Teil 
stellt sich dann die Frage, ob wir in der Schweiz die Chancen 
zur Umsetzung dieses Leitbildes genutzt haben und noch 
wahrnehmen. Wir fragen zu diesem Zweck nach wichtigen 
Merkmalen unserer staats- und wirtschaftspolitischen Ent­
wicklung.
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1. Mein staats- und wirt­
schaftspolitisches Leitbild: 
Die Soziale Marktwirtschaft

Persönlich orientiere ich mich an den Leitideen jenes um­
fassenden Ordnungssystems, das wir seit Ludwig Erhard 
- dem Architekten und Realisator des Wiederaufbaus der 
Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg - als Soziale 
Marktwirtschaft bezeichnen. Sie will als Auftrag verstan­
den sein, sich für Freiheit, freiwillige (nicht vom Staat ver­
ordnete) Solidarität und freiwillige (nicht vom Staat er­
zwungene) Verantwortung einzusetzen. Dieses Ordnungs­
system vertraut auf das Verantwortungsbewusstsein des 
Einzelnen und nimmt Risiken der Freiheit in Kauf. Markt 
und Wettbewerb, Privateigentum und Vertragsfreiheit 
sind nicht Selbstzweck. Als Promotoren der Wirtschaft er­
möglichen sie die Erarbeitung eines auch materiellen, breit­
gestreuten Wohlstands. Sie sind die Eckpfeiler einer Wirt­
schaftsordnung, die schon aus sich heraus "sozial" wirkt, 
weil dank Leistungsbereitschaft, Initiative, Innovationskraft 
und Risikofreude der verteilbare "Kuchen" maximiert wird.

Noch einmal: Es sind primär individuelle Wertvorstellun­
gen, die mein Leitbild prägen. Diese wollen nicht als "abso­
lute Wahrheit" (die es gar nicht gibt) verstanden sein, son­
dern sind einfach Ausdruck meiner persönlichen Staats­
und Wirtschaftsphilosophie. Wer andern Werten Priorität 
einräumt, darf in einer pluralistischen Gesellschaft nicht 
"ausgestossen" oder angeprangert werden. Es mögen durch­
aus ehrbare Überzeugungen sein, die Respekt verdienen. 
Ich hatte denn auch mit Politikern aus andern Lagern sel­
ten Mühe. Mehr zu schaffen machten und machen mir Pro­
minente in den eigenen Reihen, die sich zwar in Worten 
zu denselben Grundsätzen bekennen, deren Taten aber 
nicht damit übereinstimmen.
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Der Staat ist primär aufgerufen, beste Voraussetzungen 
für die freie Entfaltung des Einzelnen, sogenannte Rah­
menbedingungen zu schaffen, und (subsidiär) Missbräu­
chen der Freiheit zu wehren, sowie gezielte Hilfe an un­
verschuldet in Not geratene Mitbürger zu bieten.
In allen diesen Bereichen besteht ein grosser Handlungsbe­
darf. Das gilt insbesondere für die Gewährleistung von Ru­
he, Ordnung und Sicherheit im Innern und gegenüber Aus­
sen sowie für die Schaffung einer zeitgemässen Infrastruk­
tur im weitesten Sinn. Hier müssen die Schwerpunkte 
staatlicher Aktivitäten liegen.
Demgegenüber sind Interventionen in den Markt und 
staatliche Geschenke, auch solche in Form von Subven­
tionen, gefährlich.
Sie lösen Begehrlichkeiten aus, wecken Ansprüche und 
schmälern die Bereitschaft zu eigener Verantwortung und 
Leistung. Sie verzerren die Preise, lenken die Produktions­
faktoren von den Wegen ab, die der Markt weist, und ver­
hindern marktwirtschaftlich nötige Strukturanpassungen. 
Gleichzeitig blähen sie die Bürokratie und den Staatshaus­
halt auf. Die Soziale Marktwirtschaft kann und darf nicht 
das "Paradies auf Erden" versprechen, weil es dieses nicht 
gibt.
Der Glaube, der Staat könne alles, wenn er nur über ge­
nügend institutionelle, personelle und finanzielle Mittel 
verfüge, führt in die Irre und zu Enttäuschungen.
Das gilt beispielsweise auch für die staatliche Preisüberwa­
chung oder ein absolutes Kartellverbot, mit dem gegen die 
Vertragsfreiheit verstossen würde. Zur notwendigen Miss­
brauchsbekämpfung braucht es kein Bundesamt für Wett­
bewerb. Wenn sich der neue Preisüberwacher als "Gewissen 
der richtig verstandenen Konkurrenz im Markt" versteht 
("Berner Zeitung" vom 9. Februar 1993), so lässt er jene Be­
scheidenheit vermissen, die den grossen Sozialphilosophen 
Friedrich August von Hayek auszeichnet, der sagte: "Wür­
den wir in dem Glauben handeln, wir verfügten über das
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Wissen und die Macht.... die gesellschaftlichen Prozesse völ­
lig nach unserem Geschmack zu gestalten, so würden wir 
wahrscheinlich grossen Schaden anrichten, da wir dieses 
Wissen in Wirklichkeit nicht besitzen." Daraus folgert er: "Die 
Politik und die Gesetzgebung dürfen nicht die Ergebnissefor­
men wollen wie ein Handwerker sein Werk. Sie müssen viel­
mehr die Entwicklung fördern, indem sie für eine angemesse­
ne Umgebung sorgen - ganz so, wie dies der Gärtner für seine 
Pjlanzen macht."
Dezentralisierung der Macht in Staat und Wirtschaft ge­
hören unabdingbar zum Auftrag der Sozialen Marktwirt­
schaft. Darin liegt die Bedeutung des Wettbewerbs ebenso 
wie Jene der föderalistischen Staatsstruktur, der direkten 
Demokratie, des Milizsystems und der dominierenden Stel­
lung von Klein- und Mittelbetrieben in unserer Wirtschaft. 
Alles Denken und Handeln, das auf die Schaffung eines der­
gestalt umfassenden freiheitlichen Ordnungssystems ge­
richtet ist, wird als Ordnungspolitik bezeichnet.

2. Entwicklungstendenzen
Das Ordnungssystem der Sozialen Marktwirtschaft hat in 
der Nachkriegszeit - das ist eine erste Erkenntnis - nicht 
nur in der Bundesrepublik sondern auch in unserm Land 
einen imposanten, durch Zahlen nachweisbaren Leistungs­
ausweis erbracht. Objektiv messbare Kriterien sprechen al­
so gleichermassen für dieses Leitbild wie meine persönli­
chen Wertvorstellungen. Einen Zielkonflikt gibt es nicht. Ich 
darf es mir ersparen, die positive Entwicklung nachzu­
zeichnen.
Wichtiger ist eine zweite Erkenntnis: Entscheidende Anlie­
gen der Sozialen Marktwirtschaft wurden durch den Glau­
ben an die staatliche Machbarkeit mehr und mehr ver­
drängt. Es mehrten sich Anzeichen einer eigentlichen ord­
nungspolitischen Verwahrlosung, deren Überwindung
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heute zu einer der dringendsten politischen Aufgaben ge­
worden ist. An drei Beispielen soll zunächst veranschaulicht 
werden, worum es geht. (Diese Beispiele wurden aufgrund 
meiner persönlichen Neigungen ausgewählt: sie dürfen 
nicht so ausgelegt werden, als seien sie allein wichtig. In an­
dern Bereichen Anden sich gleiche Anzeichen, die nicht 
minder bedeutsam sind.) Hierauf fragen wir nach Ursachen 
dieser Entwicklung und schliesslich nach Merkmalen der 
heutigen Situation.

2.1. Anzeichen ordnungspolitischer 
Verwahrlosung

a) Der Ruf nach dem Staat
Der Ruf nach dem Staat als Ausdruck mangelnden Vertrau­
ens in die Eigenverantwortung und die Marktkräfte, aber 
auch von Illusionen darüber, was Verwaltung, Regierung 
und Parlament effektiv bewirken können, schlägt sich in 
mannigfaltigen Formen nieder. Im Vordergrund stehen Ge­
setze und andere Erlasse, mit denen "reguliert" wird, ferner 
Steuern und Abgaben, die vorweg dem Einzelnen Mittel ent­
ziehen, und die hierauf nach staats-eigenen Gesetzmässig­
keiten um-verteilt werden.
Was die Gesetzgebung anbetrifft, mögen folgende Stichwor­
te den Trend zur ordnungspolitischen Verwahrlosung veran­
schaulichen: Massnahmen auf dem Boden- und Wohnungs­
markt, Beschäftigungs- und Impulsprogramme verschieden­
ster Art (einschliesslich Subventionen an die sogenannte 
praxisorientierte Forschung), Einschränkungen auf dem Ar­
beitsmarkt sowie Auftagen, Gebote und Verbote, die oft end­
lose Bewilligungs- und Einspracheverfahren auslösen, un­
verhältnismässige Kosten verursachen, unternehmerisches 
Disponieren und erfolgversprechendes Handeln erschweren, 
verzögern, verteuern oder verunmöglichen.
Die in Bund, Kantonen und Gemeinden unaufhaltsam stei-
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b) Sozialpolitik mit der Giesskanne
Besonders teuer, und zwar nicht bloss bezüglich des in Geld 
gemessenen, sondern auch des staatspolitischen Preises, ist 
die schweizerische Sozialpolitik geworden. Sie vergisst und 
verleugnet Jene Leitideen der Sozialen Marktwirtschaft, die 
sagen, dass

- "der Markt bereits aus sich heraus bedeutende Sozial­
leistungen erbringt, weil er mit seiner Effizienz den ver­
teilbaren Kuchen und somit das für Sozialleistungen 
Abzweigbare vergrössert" (Gerhard Schwarz)-, und

- dementsprechend der Staat sich auf gezielte Hilfe zu­
gunsten Jener Mitmenschen beschränken darf und 
soll, die unverschuldet in Not geraten.

Mit andern Worten: Dort, wo die Selbsthilfe an Grenzen 
stösst, ist der Staat aufgerufen, subsidiär mit einem System

gende Fiskalbelastung sowie die Mängel in unserem Steu­
ersystem sind sattsam bekannt. Wir haben im Laufe der 
letzten Jahrzehnte fahrlässig fiskalische Wettbewerbsvortei­
le gegenüber dem Ausland preisgegeben, auf die wir gerade 
im härter gewordenen internationalen Konkurrenzkampf 
dringend angewiesen wären. Besonders stossend, weil der 
Leistungs- und Risikobereitschaft abträglich, sind Beson­
derheiten im Bereich der Einkommens- und Unternehmens­
besteuerung sowie der zu hohe Anteil direkter Steuern am 
gesamten Steueraufkommen. Regierung und Parlament ha­
ben es ausgerechnet in den langen Jahren bester Konjunk­
tur versäumt, die dringend notwendigen Korrekturen vorzu­
nehmen und die Fiskalquote spürbar zu senken. Führende 
bürgerliche Politiker (nicht zuletzt solche aus dem freisinni­
gen Lager) begnügten sich leider damit, eine Stabilisierung 
der Fiskalbelastung zu fordern, anstatt auf deren Senkung 
zu drängen. Hätte nicht der Souverän wiederholt weitere 
Beutezüge des Parlaments auf den Steuerzahler vereitelt, so 
wäre heute die Fiskalbelastung noch höher und das Staats­
defizit um keinen Deut kleiner!
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sozialer Sicherung Hilfe anzubieten. Umgekehrt widerspre­
chen all jene Massnahmen dem genannten Ordnungsprin­
zip, die staatliche "Geschenke" auch dort verteilen, wo keine 
Dringlichkeit besteht.

Was sich die Schweiz - ausgerechnet wiederum in den Jah­
ren bester Konjunktur - unter dem Deckmantel des "Sozia­
len" geleistet hat, ist übertrieben, ineffizient und kontrapro­
duktiv. Das gilt zunächst für den Ausbau der staatlichen 
Sozialversicherung. So hat das Parlament bei der bereits 
einige Jahre zurückliegenden Verankerung des unsinnigen 
Misch-Indexes für die schematische Anpassung staatlicher 
Renten an die Lohn- und Teuerungsentwicklung das Be­
darfsprinzip sträflich vernachlässigt und einen unverhält­
nismässigen künftigen Finanzbedarf programmiert. Unter 
dem Eindruck der demographischen und wirtschaftlichen 
Zukunftsperspektiven schien es anfänglich, dass wenigstens 
für die 10. AHV-Revision der Grundsatz der Kostenneutrali­
tät dominieren werde. Doch weit gefehlt! Das Parlament 
setzte sich darüber hinweg und nahm schliesslich Mehrko­
sten von gegen einer Milliarde Franken hin. Sorglosigkeit 
über langfristig negative Auswirkungen prägten auch den 
an sich notwendigen Ausbau der Arbeitslosenversicherung. 
"Unsere Schönwetter-Arbeitslosenversicherung richtet derzeit 
Leistungen aus, die im Ausland mit dem Prädikat 'de luxe’ 
versehen werden", schrieb der Delegierte des Zentralver­
bands schweizerischer Arbeitgeber-Organisationen, Natio­
nalrat Heinz Alienspach. Und da wundert man sich noch, 
wenn insbesondere der Werkplatz Schweiz Schwierigkeiten 
hat - nicht wegen des missratenen EWR-Beitritts, sondern 
primär wegen der ausserordentlich hohen Lohn-, speziell 
der massiv gestiegenen Lohnnebenkosten! (Vgl. dazu aussa­
gekräftige Abhandlungen in der Schweizerischen Arbeitge­
berzeitung Nr. 46 vom 12. November 1992.)

Ähnlich sorglos wurden und werden "sozial" getarnte Sub­
ventionen nach dem Giesskannenprinzip an die Kranken­
kassen oder die Benützer der öffentlichen Verkehrsmittel
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zugeschwemmt, um Prämien bzw. Tarife auch dort zu ver­
billigen, wo überhaupt keine Notwendigkeit dazu besteht. 
Mit dieser Praxis sind bereits Milliarden-Defizite in den Kas­
sen der Sozialversicherung und des Bundes entstanden und 
weitere werden folgen. Es ist paradox, einerseits das Verur­
sacherprinzip und die Eigenwirtschaftlichkeit der Verkehrs­
träger zu proklamieren, anderseits aber nur den Automobi­
listen bzw. den Strassentransport mit stets höheren Abga­
ben zu belasten und den Bahnbenützer mit zu tiefen Tarifen 
auf Kosten der Bundeskasse unverhältnismässig zu scho­
nen. Schwammige Begriffe wie "gemeinwirtschaftliche Lei­
stungen”, "externe Kosten" oder neuerdings "Automobilität" 
werden missbraucht, um den Wettbewerb zu verfälschen 
und das echte Problem der zunehmenden Mobilität vor sich 
herzuschieben.
Dazu kommen staats- und gesellschaftspolitische Gefah­
ren. Mit ungezielter Geldverteilerei und der Abschöpfung 
stets höherer Lohnprozente und Steuern werden der Wille 
zur Eigenverantwortung und zur Selbsthilfe, zu Leistung 
und Risiko geschwächt, also wichtige Triebkräfte der Sozia­
len Marktwirtschaft gelähmt. Es wird verkannt, dass auch 
gesetzliche Ansprüche und Sozialrechte nichts taugen, 
wenn das wirtschaftliche Fundament nicht mehr trägt. Dar­
über hinaus wird die Solidarität zwischen beteiligten Grup­
pen strapaziert, und wegen Auswüchsen im ganzen Sozial­
system gerät auch dessen Akzeptanz mehr und mehr ins 
Wanken. Wir sind in der Schweiz nicht mehr weit von jenem 
Zustand entfernt, den Walter Kannengiesser für die Bundes­
republik Deutschland mit folgenden Worten beschreibt: 
"Das Angebot der Sozialpolitik macht inzwischen einem Wa­
renhauskatalog Konkurrenz: Wer sucht, der findet. Vieles 
wird geboten, nur wenige Leistungen sind aufeinander abge­
stimmt, manches widerspricht sich. Der Normalbürger ver­
steht das Sozialsystem nicht mehr, weil es eben kein System 
hat. Nicht einmal der Fachmann überblickt die Verteilungs­
wirkung der vielen Transferleistungen. Das gibt Demagogen 
eine Chance."
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c) Lust an der Macht und parlamentarische 
Betriebsamkeit

Unter staatspolitischen Gesichtspunkten gibt ein weiteres 
Anzeichen ordnungspolitischer Verwahrlosung Anlass zu 
Besorgnis. Es ist die Lust an der Macht, welche die hekti­
sche, häufig sterile Betriebsamkeit zahlreicher Politiker in 
Regierung und Parlament auslöst. Der Blick in unsere Rat­
säle erinnert oft an die Worte des römischen Philosophen 
Cassiodor: "Obwohl sie nichts tun, könntest du meinen, sie 
seien dauernd beschäftigt!" Hier, im Bundeshaus, wo sinni­
gerweise Verwaltung, Bundesrat, Parlament und Medien 
auch äusserlich unter einem Dach vereint sind, geben sich 
einige selbsternannte Weltverbesserer periodisch ein Stell­
dichein. Selbstverständlich wollen sie sich gegenseitig nicht 
auf die Füsse treten, weil sie ja bald wieder auf Gunst und 
Stimmen angewiesen sein könnten. Dafür flüchten sie in je­
ne parlamentarische Hektik, die Kreativität vortäuscht, 
aber nicht danach fragt, ob das Neue, das sie fordern oder 
schaffen, wirklich nötig und besser sei als das Bestehende, 
und ob es einem echten Bedürfnis unserer Wähler und Mit-

Es ist zu hoffen, dass der Vorstoss von Nationalrat Heinz Al­
ienspach, der in der Frühjahrssession 1992 entgegen dem 
Willen des Bundesrats als Postulat überwiesen worden ist, 
ernst genommen wird. Er verlangte eine grundsätzliche 
Überprüfung unseres Systems der sozialen Sicherheit, 
insbesondere:

1. die soziale Effizienz der Sozialleistungen zu untersu­
chen,

2. Möglichkeiten zu erarbeiten, die Sozialleistungen bes­
ser und ausschliesslicher auf die drängenden sozialen 
Bedürfnisse zu konzentrieren,

3. der Selbstverantwortung höheren Stellenwert einzuräu­
men,

4. auf allen Ebenen der administrativen Vereinfachung 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken.
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bürger entspreche. Hauptsache ist, man sitzt an den Schalt­
hebeln der politischen Macht, und diese Macht kostet man 
genüsslich aus.
Politiker sollten sich stets daran erinnern, dass sie in der 
Demokratie ein "Dienst-Amt" innehaben. Mit den verfas­
sungsmässig verankerten Ordnungsprinzipien (Art. 71 der 
Bundesverfassung) der direkten Demokratie und des Föde­
ralismus will der "Gewalt" von Behörden Schranken gesetzt 
und die Macht dezentralisiert werden. Wer in diesem Land 
politisiert und als Mandatsträger besondere Verantwortung 
wahrnimmt, muss sich bewusst sein, dass er zwar Initiati­
ven ergreifen, Wege in die Zukunft weisen, Problemlösungen 
anbieten und sich für seine Anliegen stark machen soll, 
dass über die Durchsetzung aber nicht er, sondern Jene In­
stanz entscheidet, die nach Verfassung und Gesetz zustän­
dig ist. Und der letzte Entscheid bleibt in der direkten De­
mokratie eben häufig dem Bürger vorbehalten. Trotzreak­
tionen und Ausreden nach Volksentscheiden, die dem poli­
tischen Establishment nicht genehm sind, sowie die Miss­
deutung und Missachtung des von der Mehrheit ausge­
drückten Willens sind Anzeichen eines Macht-Dünkels, 
von dem John Kenneth Galbraith schreibt: "Die Nähe zur 
Macht und die unmittelbare Machtausübung fördern die Ent­
wicklung eines autosuggestiven Selbstwertgefühls. In keinem 
andern Bereich der menschlichen Existenz steht soviel Eitel­
keit auf dem Spiel. ... Die Liebe zur Macht ist die Liebe zu uns 
selbst Daraus ergibt sich dass Macht nicht nur zur Durch­
setzung eigener Interessen, Wertvorstellungen oder politischer 
Ziele erstrebt wird, sondern auch um ihrer selbst und der 
emotionalen und materiellen Befriedigung willen, die ihr Be­
sitz und ihre Ausübung vermitteln."

Der Machtdünkel, um nicht zu sagen die Arroganz der 
Macht eines Teils unserer classe politique und der elektro­
nischen Medien gehört meines Erachtens zu den gefährlich­
sten Anzeichen ordnungspolitischer Verwahrlosung der Ge­
genwart.
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So ist denn auch die aktuelle Fragestellung nicht neu. 
Schon im Jahre 1969 hat sich beispielsweise der bekannte 
Staatsrechtslehrer und Experte des Bundesrates, Kurt 
Eichenberger, in der ihm eigenen Prägnanz damit ausein­
andergesetzt: "Demokratie braucht, wo sie echt sein will, 
den langen Weg der Meinungs- und Willensbildung in der 
Allgemeinheit, die frühe und unbegrenzte Öffentlichkeit. Sie 
muss emotionale Motivierung zulassen und die Ungewiss­
heiten der Volksmeinung und die Unvorhersehbarkeit der 
Volksentscheidung ertragen. Der LeistungsStaat verlangt 
mobile Organisation, schnelle Verfahren, Berechenbarkeit 
der Entscheidung, ... benötigt die konzentrierte Apparatur, 
die in gesicherten Eunktionsabläufen zuverlässig produ­
ziert. Der Demokratie ist es im letzten nicht um den sachlich 
besten, sondern um den genehmen, durch legitime Organe 
geprägten Staatsakt zu tun." Wer Demokratie "als schön­
stes, wiewohl auch schweres Erbe" empfindet, wird nicht zö­
gern, unter Wahrung der demokratischen Volksrechte Refor­
men verschiedenster Art zwar anzustreben und durchzuset­
zen, dabei jedoch in Kauf zu nehmen, dass nicht immer die 
"sachlich beste" Lösung der anstehenden Probleme zustan­
de kommt.

Mit dem Schlagwort "Schluss mit der Ohnmacht" werden 
eine stärkere Führung durch Bundesrat und Parlament ge­
fordert sowie die angebliche Überforderung des Stimmbür­
gers beklagt. Beides wirkt hilflos. Es wäre ein leichtes nach­
zuweisen, dass der schweizerische Bundesstaat und unsere 
Demokratie immer wieder vor Herausforderungen standen, 
die - aus dem Blickwinkel und gemessen an den Problemen 
bzw. Möglichkeiten der jeweiligen Zeit - als gigantisch er­
schienen, und die erfolgreich bewältigt wurden. Nur stich­
wortartig sei an die Weltwirtschaftskrise der Dreissigeijahre, 
an den Zweiten Weltkrieg, aber auch an die Nachkriegszeit 
erinnert, als es darum ging, einen "Leistungsstaat" aufzu­
bauen, dessen Folgekosten, und zwar nicht bloss jene mate­
rieller Art, wir heute zu verkraften suchen.
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Wie steht es überhaupt mit diesen "sachlich besten", den 
zukunftsweisenden, das Mittelmass übertreffenden politi­
schen Lösungen? Wer soll darüber entscheiden, welche Ge­
setze gut und welche schlecht sind? Oft haben Regierung 
und Parlament, sogar beraten durch sachkundige Experten, 
Verfassungs- und Gesetzesvorlagen ausgearbeitet, die von 
unserer classe politique als fortschrittlich und echte Pro­
blemloser angepriesen worden sind. Häufig fanden sie die 
Zustimmung des Souveräns, dann und wann aber auch 
nicht. Im einen Fall taxiert das politische Establishment das 
Volk als weise, im andern Fall als dumm, ungenügend infor­
miert oder ewiggestrig.
Wurden durch das Nein in obligatorischen Volksabstim­
mungen oder mit dem fakultativen Referendum aber 
nicht manche Übertreibungen verhindert, die Ausdruck 
ordnungspolitischer Verwahrlosung oder eines staats- 
und volkswirtschaftlich überspitzten Fiskalismus wa­
ren?
Erinnert sei an die Verwerfung verschiedener Steuervorla­
gen, die dem Bund noch mehr Mittel zugeschwemmt und 
damit die Ausgabeneuphorie zusätzlich angeheizt hätten (so 
vor allem 1977, 1979 und 1991), ferner an die Ablehnung 
der Innovationsrisikogarantie als Ausdruck verfehlten Glau­
bens an die staatliche Machbarkeit (1985), des Verfassungs­
artikels über die koordinierte Verkehrspolitik als Ausdruck 
klarer Missachtung des Grundsatzes der Eigenwirtschaft­
lichkeit der verschiedenen Verkehrsträger (1988), die Mut­
terschaftsversicherung und die Revision der Krankenversi­
cherung als Ausdruck falsch verstandener Sozialpolitik 
(1987 und 1992) oder an das Nein zu ersten, überrissenen 
Auflagen, das dann den Weg zu einer zweiten, verbesserten 
Auflage öffnete, wie beispielsweise im Falle des Konjunktur­
artikels oder des Hochschulförderungsgesetzes. In all diesen 
und weiteren Fällen hatte die Bundesversammlung Zustim­
mung beantragt. Die Ja-Parole wurde regelmässig von der 
SPS, oft auch von der einen oder andern, wenn nicht sogar
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2. 2. Ursachen und Folgen
Die Frage drängt sich auf, weshalb denn trotz klarer Er­
kenntnisse und trotz des imposanten Leistungsnachweises 
der Sozialen Marktwirtschaft der Glaube an die staatliche 
Machbarkeit derart wachsen und die Anzeichen ordnungs­
politischer Verwahrlosung sich derart verdichten konnten, 
wie dies anhand einiger Beispiele dargestellt worden ist.

Die Ursachen der Philosophie der Machbarkeit sind vielfäl­
tig. Eine Wurzel mag in der Sehnsucht vieler Menschen lie­
gen, das Paradies auf Erden zurückzugewinnen. Ange­
sichts der Unvollkommenheit und Hilflosigkeit des Einzel­
nen, so hofft man, sei der Staat, ein zwar anonymes, aber 
fast überirdisches und, wie man wähnt, gerechtes Wesen, 
dazu am ehesten aufgerufen. Man müsse diesem Staat nur 
die nötigen Instrumente (Gesetze und Beamte) und finan­
ziellen Mittel geben, dann könne er Not mildern, Ungerech­
tigkeiten korrigieren und dadurch erst noch den Einzelnen 
glücklich machen, Lebensqualität garantieren!
Wie weit diese Philosophie echtem Idealismus oder aber ein­
fach dem Drang zur politischen und wirtschaftlichen Sy­
stemveränderung entspringt, bleibe dahingestellt. Neben

von allen bürgerlichen Bundesratsparteien ausgegeben. Der 
Souverän aber sagte Nein.
Die Erfahrungen mit der direkten Demokratie sind bes­
ser, als sie oft dargestellt werden.
Es gab immer wieder Sternstunden der direkten Demokra­
tie. In einer Gemeinschaft mündiger Menschen gibt es (äus­
ser der Sorge um die Rechtssicherheit) keine überzeugenden 
Gründe, sie einzuschränken und die Kompetenzen von Re­
gierung und Parlament auszuweiten. Die classe politique 
handelt weder verantwortungsbewusster noch sachlich 
kompetenter als die Mehrheit unserer vernünftigen, urteils­
fähigen Bürger.
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Vier empfehlenswerte 
Bücher zum Thema

Harry E. Figgie / Gerald J. Swanson

Bankrott 95
Die Schuldenkatastrophe der USA und 
das Ende des »American way of Life«

Nicht nur in den Vereinigten Staaten ist die stetig zuneh­
mende Staatsverschuldung, die fortdauernde Überlastung 
der öffentlichen Haushalte allzulange auf die leichte 
Schulter genommen worden. Heute dominieren die unaus­
weichlichen Konsequenzen aus diesem Jahrzehntelangen 
Laisser-faire: Der Schuldendienst ist in den öffentlichen 
Haushalten - längst nicht nur der USA - zum derart domi­
nierenden Faktor geworden, dass ein Entrinnen in vielen 
Staaten nicht mehr möglich scheint - teilweise objektiv 
nicht mehr möglich ist. Die gegenwärtige tiefgreifende 
Wirtschaftskrise in den Industrieländer ist von dieser Ver­
schuldung der Staatshaushalte wesentlich mitverursacht. 
Und die daraus entstehenden Lasten verlängern die Dauer 
dieser Krise ohne jeden Zweifel.
Die Autoren des ebenso hervorragenden wie alarmierenden 
Buches "Bankrott 95" haben es verstanden, die Hintergrün­
de und Zusammenhänge zwischen Wirtschaftsentwicklung, 
Staatsverschuldung und drohendem Staatsbankrott auch 
für Laien verständlich zu machen. Am Beispiel der USA 
wird zunächst die Finanzlage des Staates schonungslos 
offengelegt. Die Hintergründe, wie es zur katastrophalen 
Entwicklung gekommen ist, werden ausgeleuchtet.
Das Buch enthält aber auch einen Aufruf und - von beson-



Bruno Bandulet

Das Maastricht-Dossier
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derer Bedeutung - eine konkrete Anleitung für eine radi­
kale wirtschaftspolitische Kurskorrektur.
Dieses von der «New York Times» zum Bestseller erklärte 
Buch hat in den USA grösstes Aufsehen erregt. Es ist für 
die europäischen Staaten, die mit ähnlichen Entwicklungen 
in ihren öffentlichen Haushalten konfrontiert sind, von 
nicht minder grosser Bedeutung.

Ullstein, 272 Seiten, geb., Fr. 35.—

Einer der profiliertesten, gleichzeitig auch unabhängigsten 
Beobachter und Kommentatoren der wirtschaftspolitischen 
Entwicklung nimmt das Maastrichter Abkommen unter die 
Lupe - und kommt zu Schlussfolgerungen, die in den Regie­
rungen der europäischen Staaten für rote Köpfe gesorgt ha­
ben. Er zeigt unerbittlich insbesondere die Konsequenzen 
der geplanten Währungsunion auf: Europa würde damit 
auf die Plattform der schlechtesten Landeswährung herab 
nivelliert. Honoriert würde die verantwortungslose Schul­
denwirtschaft in verschiedenen europäischen Staaten, in­
dem die guten, noch gesunden Währungen die Schulden, 
welche die schlechten Währungen zurücklassen, zu über­
nehmen hätten. Schaden leiden würde die gesamte Wirt­
schaft in allen europäischen Staaten.
Eine Publikation, die vor der leichtfertigen Preisgabe der po­
litischen Stabilität in Europa nachhaltig warnt.
Für diese Broschüre wird zur Zeit die dritte, bedeutend er­
weiterte Auflage vorbereitet. Die Preisangabe erfolgt mit 
Vorbehalt. Auslieferung im September.

Langen/Müller, gebunden, ca. Fr. 35.-
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Ein Wirtschaftspraktiker, der sowohl in der Privatwirtschaft 
als auch in öffentlichen Ämtern reiche Erfahrung gesam­
melt hat, richtet einen Appell an alle Verantwortungsträger 
und Bürger, der Selbstzerstörung der freiheitlichen Wirt­
schaftsordnung endlich Einhalt zu gebieten. Dies setzt vor­
aus, dass jene, die Wohlstand durch ihre wirtschaftliche Tä­
tigkeit schaffen, pfleglicher behandelt werden; dass also

Als Schöpfer der Sozialen Marktwirtschaft von heute gilt - es 
kommt auch im Vortrag von Professor Letsch in dieser Bro­
schüre zum Ausdruck - der als 'Vater des deutschen Wirt­
schaftswunders" bezeichnete frühere deutsche Wirtschafts­
minister und zeitweilige Bundeskanzler Ludwig Erhard. 
Kürzlich ist eines seiner grundlegenden, für die Volkswirt­
schaften der Nachkriegszeit wegweisenden Werke neu aufge­
legt worden. Sein Buch "Deutsche Wirtschaftspolitik" lässt 
eindrücklich erkennen, dass Wirtschaftswunder nicht aus 
dem heiteren Himmel fallen, dass vielmehr erst eine sorgfäl­
tig auf Grundsätze ausgerichtete, konsequent durchgehalte­
ne, an freiheitlichen Überzeugungen orientierte Wirtschafts­
politik jene Rahmenbedingungen schaffen kann, die der 
Wirtschaft ideale Entfaltung und den Bevölkerungen grösst­
möglichen Wohlstand in Freiheit sichern. Ein wegweisen­
des Buch - gestern wie heute.

Econ, 638 Seiten, geb., Fr. 58.—

Deutsche Wirtschaftspolitik
Der Weg der Sozialen Marktwirtschaft
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endlich von jener fatalen, Mode gewordenen Diffamierung 
Abstand genommen wird, wonach jeder Wirtschaftsverant­
wortliche gleichsam naturgesetzlich ein potentieller Ausbeu­
ter und Parasit der Gesellschaft ist.

Ein äusserst interessantes, in der täglichen Wirtschaftspra­
xis und aus der aktuellen Politik heraus entstandenes 
Buch, dem gerade im jetzigen Zeitpunkt andauernder Wirt­
schaftskrise höchste Beachtung zu schenken ist.

Anita Tykve-Verlag, 248 Seiten, geb., Fr. 39.80
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den genannten Motiven, mit denen nach einem starken 
Staat gerufen wird, mögen Zweifel an der Eigenverant- 
wortung jedes Menschen und des Unternehmers im beson­
deren, ferner Missbräuche der Freiheit, das - vermeintliche 
- Versagen der Marktkräfte, gleichgerichtete Forderungen 
auslösen. Wer, wenn eben nicht der Staat bzw. seine Orga­
ne, sollen denn das sogenannte Gesamtwohl wahrnehmen, 
den Bürger vor Egoisten schützen, die nur gerade auf ihre 
persönlichen Interessen bedacht sind? Wer, wenn nicht der 
Staat, soll Arbeitslosigkeit verhindern, das Recht auf Woh­
nung garantieren usw.? Vom Staat erwartet der Bürger 
auch den Durchblick in den immer komplizierteren und 
mannigfaltigeren Zusammenhängen, die unser gesellschaft­
liches und wirtschaftliches Leben prägen. Er verfügt ja über 
Sachkompetenz, umfassende Informationen und erst noch 
die Macht zur Lösung aller "Knöpfe".

Die Gefahren und Folgen des Glaubens an die staatliche 
Macht und Machbarkeit liegen auf der Hand: Äusserlich 
sind sie sichtbar in den steigenden Forderungen, der Ge­
setzesflut, im überbordenden Steuerdruck und im wach­
senden Apparat, ferner im überspitzten Perfektionismus so­
wohl der Gesetzgebung als auch des Vollzugs, in einem von 
Hektik bis steriler Betriebsamkeit gezeichneten parlamenta­
rischen Leerlauf, der das Milizparlament im Übermass 
strapaziert und in kleinen Schritten, aber zielgerichtet, zum 
Berufsparlament drängt - als ob dann effizienter, bürgernä­
her und sachbezogener gearbeitet würde!

Die Steuerung des Wirtschaftsgeschehens, sei es durch 
Wirtschaftspläne und direkte Eingriffe, sei es durch Sub­
ventionen, verfälscht den Wettbewerb und führt - wie die 
Erfahrungen zeigen - ins wirtschaftliche und soziale 
Elend. Da staatliche "Geschenke" zudem Anschlussbegeh­
ren auslösen, strapazieren sie den Staatshaushalt. Sie 
münden schliesslich über Steuererhöhungen oder Ver­
schuldung in jenen Teufelskreis, der niemanden befreit, 
sondern letztlich alle einfängt und erwürgt. Das bestätigen
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Ich habe in den bisherigen Gedanken ein Leitbild gezeich­
net, und dann aufgrund einiger wenig erfreulichen Anzei­
chen ordnungspolitischer Versäumnisse Entwicklungsten­
denzen aufgezeigt bzw. analysiert. Mit diesen Gedanken 
wollte ich bewusst provozieren in der Absicht zu sensibili­
sieren, nicht jedoch zu dramatisieren. Zur Resignation be­
steht meines Erachtens (noch) kein Grund. Die Schweiz als 
wirtschaftlich hoch entwickeltes Land und als demokra­
tisch-föderalistischer Kleinstaat hat nach wie vor Chan­
cen, die Herausforderungen der Zukunft ebenso erfolgreich 
zu bewältigen, wie es gelungen ist, in der Vergangenheit 
schwierige Situationen zu meistern. Wir verfügen bis heute 
über wirtschaftliche und politische Standortvorteile, selbst 
wenn diese teils zusammengeschrumpft sind und wir wieder 
Terrain gutmachen müssen.
Welches sind unsere Trümpfe? Persönliche Freiheit und

innerstaatliche Erfahrungen und Jene in der Europäischen 
Gemeinschaft gleichermassen.
Gerade in der heutigen Zeit, da beispielsweise die Arbeitslo­
sigkeit auch in der Schweiz zu gross geworden ist, haben 
wir allen Grund, besonnen zu bleiben und nicht Rezepte zu 
übernehmen, die andernorts in die Sackgasse führten. Dar­
über hinaus droht die Gefahr (weil ja der Staat zum Rechten 
schaut!), dass die Verantwortung für sich selber und eine 
weitere Umwelt, der Wille zur freiwilligen (anstelle der vom 
Staat verordneten) Solidarität sowie der Mut zum Risiko er­
lahmen, womit wichtige Eckpfeiler unserer freiheitlichen 
Staats- und Wirtschaftsordnung unterspült werden. Je 
grösser und unübersichtlicher zudem die Flut gesetzlicher 
Bestimmungen ist, um so fragwürdiger und aufwendiger 
wird deren Einhaltung. "Enthaltsamkeit des Gesetzgebers 
würde nicht nur ihn selbst schonen, sondern auch zu grösse­
rem Respekt vor dem Gesetz führen." (Hans L. Merkle)
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Als ermutigend empfinde ich zudem Appelle und Vorstösse 
zur ordnungspolitischen Neubesinnung, die seit einigen 
Jahren auf dem Büchermarkt, im Bundeshaus und nicht 
zuletzt im Wirtschaftsteil der NZZ klare Akzente setzen und 
Taten fordern. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sei stich­
wortartig erinnert an den Aussenwirtschaftsbericht des Bun­
desrats (Januar 1992), den Bericht "Ordnungspolitik" der Ar­
beitsgruppe de Pury (Januar 1992) und das wirtschaftspoliti­
sche Leitbild des Vororts aus dem Jahre 1991 (Weitere Lite­
raturhinweise enthält mein Buch "Soziale Marktwirtschcft 
als Chance - Die Schweiz auf dem Prüfstand", Aarau 1992). 
Ferner haben die Eidgenössischen Räte im Jahr 1992 Mo­
tionen überwiesen, welche insbesondere eine Liberalisie­
rung auf dem Arbeitsmarkt, den Abbau von Markteintritts­
schranken, eine verbesserte Aus- und Berufsbildung sowie 
eine wirtschaftsfreundliche Steuerreform fordern. Ich ver­
hehle nicht, dass nach meinem Empfinden die bundesrätli- 
che und parlamentarische Ausbeute der genannten Grund­
lagen bisher gering war, und sogar dieses Wenige erst noch 
umgesetzt werden muss. Das Zögern ist um so mehr zu be­
dauern, als nach dem Entscheid des Souveräns gegen den 
EWR-Beitritt am 6. Dezember 1992 weitgehend unbestritten 
war, dass die bereits unabhängig von und vor der EWR-Dis-

Verantwortung, Markt und Wettbewerb, direkte Demokratie 
und Föderalismus werden als wichtige Ordnungs-Prinzi­
pien weitgehend akzeptiert. Mit mehr Konsequenz in der 
Durchsetzung - es wird darauf zurückzukommen sein - 
lässt sich vermeiden, dass angekratzte Eckpfeiler unseres 
Ordnungssystems bersten und brechen. Politische Stabili­
tät, Sozialpartnerschaft sowie Rechtssicherheit sind 
ebenfalls angeschlagen, bleiben aber aus der Sicht anderer 
beneidenswert. Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung 
sind zu hoch geworden, aber immer noch tiefer als in an­
dern Ländern, sogar in EG-Staaten. Das Vertrauen in unse­
re Währung ist intakt. Ebenso brauchen Ausbildung, For­
schung und Entwicklung Vergleiche nicht zu scheuen.
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kussion anerkannte Notwendigkeit interner Reformen zur 
Stärkung der Wettbewerbskraft unserer Wirtschaft nun­
mehr Anspruch auf Dringlichkeit beanspruchen sollte. 
Einen hervorragenden und konkreten Überblick über das, 
was jetzt zu tun wäre, bietet Prof. Dr. Heinz Hauser in sei­
nem Aufsatz in der Zeitschrift "Aussenwirtschaft", Heft 1, 
1993: "Die Ablehnung des EWR-Vertrages als Chance nut­
zen!".
In diesem Zusammenhang gestatte ich mir drei Feststel­
lungen zmn EWR-Nein unter ordnungspolitischen Ge­
sichtspunkten.
Erstens erhofften sich die Befürworter vor allem die rasche 
Öffnung der Märkte und mehr Wettbewerb im EWR-Raum, 
was zweifelsohne Teilen unserer Wirtschaft Vorteile gebracht 
hätte. Sie verkannten indessen, dass Ordnungspolitik im 
hier skizzierten Sinn mehr umfasst als Wettbewerb, und 
dass die Schweiz durch die Einbindung in den EWR und 
später in die EG zu Anpassungen verpflichtet worden wäre, 
die den Katalog der ordnungspolitischen "Sündenfälle" ge­
zwungenermassen markant erweitert hätten (staatliche In­
dustriepolitik, weiterer Ausbau des Sozialschutzes und der 
Sozialrechte, höhere Fiskalbelastung, Einschränkung der 
direkten Demokratie u.a.). Mein Nein richtete sich denn 
auch nicht gegen die weitere Öffnung der Schweiz gegen­
über Europa und der übrigen Welt, sondern gegen diese 
Einbindung in einen Block, der sich gleichzeitig gegen 
aussen abschottet.
Zweitens haben Politiker, Wirtschaftsführer und insbeson­
dere einzelne Mitglieder der Landesregierung mit ihrem Ver­
halten vor und nach der Abstimmung gegen elementare 
Spielregeln der demokratischen Auseinandersetzung 
und der politischen Kultur verstossen. Diese ertragen 
nämlich weder Verleumdungen und Dramatisierungen noch 
mangelnde Akzeptanz des Mehrheitsentscheids, noch Starr­
köpfigkeit und Überheblichkeit, die sich in Trotzreaktionen 
Luft machen.
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Entscheidend sind nicht primär institutionelle Reformen ir­
gend welcher Art, auch nicht neue Regulierungen zwecks 
De-Regulierung oder mehr Geld für die Bundeskasse und 
was sonst an "Rezepten" herumgeboten wird. Entscheidend 
ist vielmehr jenes Umdenken, das Kurt Eichenberger wie 
folgt umschrieben hat: "Das Staatliche zu reduzieren und in 
festere Grenzen zurückzuziehen, wäre das Unerhörte einer 
restaurativen Revolution. Es wäre eine soziale Askese, die 
nur real würde aufgrund einer Verinnerlichung des Men­
schen. Sie müsste sich vollziehen als Folge einer radikalen 
Neubesinnung, einer individuellen Umkehr, wie sie etwa Karl 
Jaspers charakterisiert hat."
Dieses Umdenken ermöglicht erst oder erleichtert minde­
stens die Durchsetzung der Ordnungsprinzipien der Sozia-

Aus dieser Sicht kann denn auch (drittens) ein konsequen­
ter Verfechter ordnungspolitischer Grundsätze, selbst wenn 
er sich auf der Gewinnerseite befindet, keine ungetrübte 
Freude am Abstimmungsergebnis empfinden. Freude 
könnte sich erst dann einstellen, wenn die nach wie vor pe­
netranten Sticheleien aus der Küche gewisser Medien und 
Chefetagen des Bundeshauses, einschliesslich seiner Aus­
senposten, konstruktiver Aufbauarbeit weichen, und die 
überfälligen, umfassenden Reformen zur Stärkung der 
schweizerischen Wettbewerbskraft mit Elan vorangetrieben 
würden.
Damit habe ich gleichzeitig die Frage angeschnitten, welcher 
Voraussetzungen es bedarf, damit die Schweiz ihre Chan­
cen behält, die Ordnungsprinzipien der Sozialen Marktwirt­
schaft durchzusetzen und so ihre freiheitlich-demokratische 
Staatsordnung zum Wohl von uns allen wieder zu stärken.
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Wer ist aufgerufen, diesen Denkprozess auszulösen und 
hierauf zu handeln? Häufig entschuldigen Politiker ihre auf 
Staatsinterventionen gerichteten Aktivitäten mit dem Erwar­
tungsdruck der Wähler. Nach meinen Erfahrungen im Par­
lament dient indessen dieser angebliche Erwartungsdruck - 
jedenfalls mit Blick auf die Basis der bürgerlichen Parteien - 
weit mehr als Vorwand. Im Kern geht es darum, bei Kolle­
gen, bei der Verwaltung, beim Bundesrat und nicht zuletzt 
bei den Medien gut anzukommen, weil diese ja in ihrer 
Mehrheit vom Glauben an die staatliche Machbarkeit be­
herrscht sind. Die Chancen-Nutzung hängt deshalb in er­
ster Linie davon ab, ob unsere (bürgerlichen) Politiker end­
lich bereit sind, die Grundsätze der Sozialen Marktwirt­
schaft nicht bloss zu proklamieren, sondern sie umzuset­
zen. Darauf wird gleich zurückzukommen sein.

Aufgerufen sind ferner Unternehmer und Sozialpartner. Von 
den Unternehmern muss erwartet werden, dass sie sich 
umfassend verantwortlich wissen, also gegenüber den Ka­
pitalgebern, den Mitarbeitern sowie der Nach- und Umwelt 
gleichermassen. Sie sollen nicht jammern und nicht auf 
staatliche Impulse warten oder sogar solche fordern. Äusse­
re Schwierigkeiten sind als Chance zu noch höherer Pro­
duktivität und unablässigen Innovationen zu nutzen. Wie 
sagte doch ABB-Konzernchef Barnevik: "Gewinnen werden 
nicht Jene mit den besten politischen Beziehungen, sondern 
Jene, die am kostengünstigsten produzieren."
Die Sozialpartner ihrerseits müssen Verständnis für die 
betrieblichen Möglichkeiten und Grenzen aufbringen so-

len Marktwirtschaft. Tun wir das, so werden wir "Ewig-Gest­
rigen" also zu Revolutionären, aber eben zu "restaurativen 
Revolutionären", deren Vision sich nicht im Ruf nach mehr 
Gesetzen, mehr Beamten, mehr Steuern, einer stärkeren 
politischen Führung oder einem Berufsparlament erschöpft.




